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Präambel 

Die AG Filmfestival ist der bundesweite Verband der Filmfestivals in Deutschland. Ziel der AG 
Filmfestival ist es, sich untereinander zu vernetzen, bessere Bedingungen für Filmfestivals in 
Deutschland zu schaffen und gemeinsam mit den Filmschaffenden und anderen Verbänden 
Filmkultur zu stärken und zu fördern.  

Filmfestivals sind in der Regel mehrtägige öffentliche Veranstaltungen, die jährlich oder 
zweijährlich stattfinden. Sie zeichnen sich durch eine künstlerisch kuratorische Absicht und ein 
programmatisches Profil aus. Sie sind Orte der Begegnung. Sie fördern Filmkultur und 
Filmschaffende. Die bestmögliche Projektion filmischer Arbeiten in Kinos oder kinoähnlichen 
Situationen ist Teil ihres Selbstverständnisses. Die Filmfestivals dienen als Foren des 
Austauschs und der Meinungsbildung. Ausgeschlossen sind Festivals, die sich auf PR-, Image- 
oder Werbefilme konzentrieren, und Festivals oder Messen, die sich auf eine rein 
wirtschaftliche Auswertung von Filmen beschränken. 

Filmfestivals begreifen sich als Teil der kulturellen Praxis Kino und ihrer Vermittlung, 
hinsichtlich der Auswertung der Filme sind auch Teil der Filmwirtschaft. Filmfestivals stehen 
für eine vielfältige Auseinandersetzung mit Film in seinen unterschiedlichen Facetten. Festivals 
setzen sich für eine plurale und gerechte Gesellschaft ein und verpflichten sich einem Code of 
Ethics. Diversität und Inklusion sollen in allen Bereichen der Filmfestivals Berücksichtigung 
finden. Die Filmfestivals orientieren sich in ihrer Arbeit an den Nachhaltigkeitszielen der 
Vereinten Nationen (UN SDG). 
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§ 1 Name, Sitz und Geschäftsjahr des Vereins 

1) Der Verein führt den Namen “AG Filmfestival – Verband der Filmfestivals in 
Deutschland”. 
 

2) Er soll in das Vereinsregister eingetragen werden und führt danach den Zusatz “e.V.“ 
 

3) Sitz des Vereins ist Frankfurt am Main. 
 
4) Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 

 

§ 2 Zweck, Gemeinnützigkeit des Vereins 

1)  Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 
Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 

2) Zweck des Vereins ist die Förderung von Kunst und Kultur im Sinne von § 52 Abs. 2 Nr. 5 
AO. 

3) Der Verwirklichung der satzungsgemäßen Zwecke dienen insbesondere: 
 

a) die Förderung der Filmfestivalkultur in Deutschland; 
b) die Vernetzung der Filmfestivals; 
c) die Förderung und Stärkung der Filmkultur und kulturellen Praxis Kino; 
d) die Organisation und Durchführung gemeinsamer Maßnahmen wie 

Fachtagungen, Fort- und Weiterbildungen, u.ä.; 
e) der Informations- und Erfahrungsaustausch zwischen den Mitgliedern des 

Vereins; 
f) die Zusammenarbeit mit und Mitgliedschaft in anderen Institutionen und 

Organisationen. 
 

4) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 
 

5) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die 
Mitglieder erhalten in ihrer Eigenschaft als Mitglied keine Zuwendungen aus Mitteln des 
Vereins. Sie haben bei ihrem Ausscheiden keinerlei Ansprüche an das Vereinsvermögen. 

 
6)  Es darf keine Person durch Ausgaben, die den Zwecken des Vereins fremd sind, oder 

durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
 
 



 

3 
 

 

7)   Auf Beschluss der Mitgliederversammlung können Vereinsämter im Rahmen der 
finanziellen Möglichkeiten des Vereins entgeltlich auf der Grundlage eines Dienstvertrages 
ausgeübt werden. Darüber hinaus können Vereinsämter ohne Beschluss der 
Mitgliederversammlung gegen Zahlung einer Aufwandsentschädigung nach § 3 Nr. 26a 
EStG und – sofern die Voraussetzungen erfüllt sind – nach § 3 Nr. 26 EStG ausgeübt 
werden.  

 

§ 3 Mitgliedschaft im Verein 
 

1) Die Mitglieder des Vereins sollen in besonderer Weise an der Förderung der 
Filmfestivalkultur interessiert sein. Sie setzen sich für eine plurale und gerechte 
Gesellschaft ein und sprechen sich gegen jegliche Form von Diskriminierung aus. Der 
Verein setzt sich zusammen aus: 
 

a) ordentlichen Mitgliedern; 

b) außerordentlichen Mitgliedern; 

c) fördernden Mitgliedern; 

d) Ehrenmitgliedern. 

 

2) Ordentliches Mitglied des Vereins kann jede natürliche oder juristische Person oder 
Personenvereinigung – unabhängig von ihrer Rechtsform – sein, die regelmäßig 
Filmfestivals durchführt oder organisiert und die Anforderungen des Code of Ethics des 
Vereins erfüllt und diesen anerkennt. Mitglieder sind verpflichtet, sich aktiv für die Zwecke 
des Vereins einzusetzen. 

 

3) Außerordentliches Mitglied kann jede natürliche oder juristische Person werden, welche 
in besonderer Weise an der Förderung der Filmfestivalkultur interessiert ist und auch 
sonst die Ziele des Vereins unterstützt. 

 

4) Förderndes Mitglied kann jede natürliche oder juristische Person werden, welche die 
Tätigkeit des Vereins ideell und finanziell fördern möchte. 

 

5) Ehrenmitglied kann eine natürliche Person werden, welche sich um die Filmfestivalkultur 
in Deutschland besondere Verdienste erworben hat. 

 

6) Außerordentliche Mitglieder, fördernde Mitglieder und Ehrenmitglieder haben kein 
Stimmrecht. Das Stimmrecht der ordentlichen Mitglieder wird in § 6 Abs. 8 geregelt.  
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§ 4 Erwerb und Beendigung der Mitgliedschaft, Mitgliedsbeiträge 
 

1) Ordentliche, außerordentliche und fördernde Mitglieder müssen den Antrag auf 
Mitgliedschaft in Textform stellen. Ein Anspruch auf Mitgliedschaft besteht nicht. Über die 
Aufnahme entscheidet der Vorstand mit einfacher Mehrheit. Die Entscheidung ist 
dem*der Antragsteller*in Textform mitzuteilen. Die Mitgliedschaft beginnt mit dem 
Aufnahmebeschluss. Bei Ablehnung des Aufnahmeantrages ist der Vorstand nicht 
verpflichtet, dem*der Antragsteller*in Gründe mitzuteilen. Auf Vorschlag eines Mitglieds 
kann die Mitgliederversammlung natürliche Personen zu Ehrenmitgliedern ernennen, 
welche sich um die Filmfestivalkultur in Deutschland besondere Verdienste erworben 
haben. 
 

2) Die Mitgliedschaft im Verein endet: 

a) durch den Austritt des Mitglieds; 

b) durch den Ausschluss aus dem Verein; 

c) durch Auflösung oder Vollbeendigung bei juristischen Personen oder 
Personenvereinigungen; 

d) mit dem Tod des Mitglieds bei natürlichen Personen. 

 

3) Der Austritt ist in Textform gegenüber dem Vorstand zu erklären. Der Austritt ist jederzeit 
möglich und wird mit dem Ende des Kalenderjahres wirksam, wenn die Austrittserklärung 
bis zum 1. Dezember des Kalenderjahrs bei einem Mitglied des Vorstands eingeht. 

 
4)  Ein Mitglied kann aus dem Verein ausgeschlossen werden, wenn es den Zwecken des 

Vereins zuwiderhandelt, gegen den Code of Ethics oder in schwerwiegender Weise gegen 
die Interessen des Vereins verstoßen hat, den Mitgliedsbeitrag ein Jahr lang nicht 
entrichtet hat oder wenn die Voraussetzungen zur Mitgliedschaft im Sinne der Satzung 
dauerhaft nicht mehr gegeben sind. Der Ausschluss entbindet nicht von der Verpflichtung 
zur Zahlung noch ausstehender Mitgliedsbeiträge. Über den Ausschluss entscheidet auf 
Antrag des Vorstandes die Mitgliederversammlung mit Zweidrittelmehrheit. Der Vorstand 
hat dem betroffenen Mitglied mindestens zwei Wochen vor der Mitgliederversammlung 
den Ausschließungsantrag mit Begründung in Abschrift zu übersenden. Der*dem 
Betroffenen muss die Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben werden. Eine 
Stellungnahme des betroffenen Mitgliedes ist der Mitgliederversammlung in Textform zur 
Kenntnis zu bringen. Beschließt die Mitgliederversammlung mit der erforderlichen 
Mehrheit den Ausschluss des Mitglieds aus dem Verein, teilt der Vorstand dies dem 
betroffenen Mitglied in Textform mit. Der Ausschluss wird mit dem Zugang der Mitteilung 
beim Mitglied wirksam. 

 

5) Mit Beendigung der Mitgliedschaft erlöschen alle Ansprüche aus dem Mitgliedschafts-
verhältnis. Eine Rückzahlung von Beiträgen, Sacheinlagen oder Spenden ist aus-
geschlossen. 
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6)  Die Mitglieder zahlen nach Maßgabe einer Beitragsordnung einen Mitgliedsbeitrag. Die 
Mitgliederversammlung beschließt die Beitragsordnung mit einfacher Mehrheit. Der 
Mitgliedsbeitrag ist jeweils im ersten Quartal eines Geschäftsjahres zu entrichten. 
Ehrenmitglieder sind von der Beitragspflicht befreit. 

 

7)  Für fördernde Mitglieder können höhere Beiträge als für ordentliche Mitglieder 
beschlossen werden. 

 

§ 5 Organe des Vereins 
 

Die Organe des Vereins sind 

a)  die Mitgliederversammlung und 

b) der Vorstand. 

 

§ 6 Mitgliederversammlung 
  

1) Die Mitgliederversammlung ist das oberste beschlussfassende Vereinsorgan, entscheidet 
über die Grundsätze der Geschäftsführung des Vereins und ist für alle Aufgaben zuständig, 
soweit sie nicht dem Vorstand obliegen, insbesondere für folgende Angelegenheiten: 
 

a) Wahl der Mitglieder des Vorstandes für die Dauer von 2 Jahren; 

b) Wahl von mindestens zwei Kassenprüfer*innen, die nicht Mitglieder des 
Vorstands sein dürfen, für die Dauer von 2 Jahren; 

c) Entgegennahme der Haushaltsplanung für das laufende Geschäftsjahr; 

d) Genehmigung des Kassenberichts; 

e) Entgegennahme des Tätigkeitsberichts; 

f) Entlastung des Vorstandes; 

g) Bildung und Auflösung von Arbeits- und Projektgruppen; 

h)  Festsetzung der Höhe und Fälligkeit des Mitgliedsbeitrages durch Erlass einer 
Beitragsordnung und deren Änderungen; 

i) Satzungsänderungsbeschlüsse; 

j) Ausschluss eines Vereinsmitglieds; 

k) Auflösung des Vereins. 
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2) Die ordentliche Mitgliederversammlung findet mindestens einmal im Jahr an einem Ort in 
Deutschland statt. Der Termin ist vom Vorstand unter der Einhaltung einer Frist von vier 
Wochen mit der Tagesordnung allen Mitgliedern in Textform bekannt zu geben. Die Frist 
kann durch den Vorstand bei Eilbedürftigkeit auf zwei Wochen abgekürzt werden. Der 
Versand der Einladung erfolgt an die letzte bekannte E-Mail-Adresse der Mitglieder. Die 
Mitglieder sind angehalten, dem Vorstand Änderungen der E-Mail-Adressen unverzüglich 
mitzuteilen. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung der Einladung folgenden Tag.  

 

3) Die Mitgliederversammlung kann auch hybrid oder virtuell stattfinden (Onlineverfahren). 
Über die Form der Mitgliederversammlung entscheidet der Vorstand und gibt dies mit der 
Einladung bekannt. Der Vorstand gewährleistet für die Durchführung der hybriden oder 
virtuellen Mitgliederversammlung eine ausreichende Sicherung durch ein 
internetübliches Authentifizierungsverfahren. Die konkrete Durchführung regelt eine 
gesonderte Versammlungsordnung. 

 

4) Die Kassenprüfer*innen haben die Aufgabe, die Kasse und Konten des Vereins 
einschließlich der Bücher und Belege mindestens einmal im Geschäftsjahr sachlich und 
rechtlich zu prüfen und dem Vorstand Bericht zu erstatten. Die Kassenprüfer*innen sind 
verpflichtet, der Mitgliederversammlung einen schriftlichen Prüfbericht vorzulegen. 

 

5) Jedes Mitglied kann bis spätestens eine Woche vor Beginn der Mitgliederversammlung in 
Textform die Ergänzung zur Tagesordnung verlangen. Die geänderte Tagesordnung muss 
den Mitgliedern vor der Versammlung zugänglich gemacht werden. 

 

6) Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist einzuberufen, wenn es das 
Vereinsinteresse erfordert und der Vorstand dies beschließt oder die Einberufung von 
mindestens einem Fünftel der Mitglieder in Textform unter Angabe der Tagesordnung 
vom Vorstand verlangt wird. In dringenden Fällen kann die Frist bei einer 
außerordentlichen Mitgliederversammlung auf eine Woche verkürzt werden. 

 

7) Die Mitgliederversammlung wird von einem Vorstandsmitglied geleitet. Ist kein 
Vorstandsmitglied anwesend, bestimmt die Versammlung eine Leitung und eine 
Protokollführung. 

 

8) Bei der Mitgliederversammlung haben nur ordentliche Mitglieder Stimmrecht. Jedes 
Festival kann nur eine Vertretung mit Stimmrecht in die Mitgliederversammlung 
entsenden. Zur Ausübung des Stimmrechts kann auch ein anderes ordentliches Mitglied 
in Textform bevollmächtigt werden. Die Bevollmächtigung ist für jede 
Mitgliederversammlung gesondert zu erteilen. Ein Mitglied darf nicht mehr als eine 
fremde Stimme vertreten. 
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9)  Die Mitgliederversammlung kann Gäste zur Teilnahme an der Mitgliederversammlung 
zulassen. 

 

10) Jede satzungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung wird als beschlussfähig 
anerkannt, sobald mindestens ein Fünftel der stimmberechtigten Mitglieder oder deren 
Vertreter*innen mit ordnungsgemäßer Vollmacht anwesend sind. Für den Fall der 
Beschlussunfähigkeit muss der Vorstand innerhalb von vier Wochen eine neue 
Mitgliederversammlung mit derselben Tagesordnung einberufen, die unabhängig von der 
Zahl der anwesenden Mitglieder beschlussfähig ist. Hierauf ist in der Einladung 
ausdrücklich hinzuweisen. Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse mit einfacher 
Mehrheit, wenn diese Satzung keine anderen Regelungen vorsieht. Stimmengleichheit gilt 
als Ablehnung. Stimmenthaltungen werden nicht gezählt. 

 

11) Satzungsänderungen bedürfen der Zustimmung einer Zwei-Drittel-Mehrheit der 
stimmberechtigten anwesenden Mitglieder. 

12) Bei Änderung des Vereinszwecks und Auflösung des Vereins muss mindestens die Hälfte 
der stimmberechtigten Mitglieder anwesend sein und eine Zwei-Drittel-Mehrheit dem 
Antrag zustimmen. Die Beschlussfassung ist mit der Einladung mindestens vier Wochen 
zuvor in Textform anzukündigen. Für den Fall der Beschlussunfähigkeit muss der Vorstand 
innerhalb von vier Wochen eine neue Mitgliederversammlung mit derselben 
Tagesordnung einberufen, die unabhängig von der Zahl der anwesenden Mitglieder 
beschlussfähig ist. Im Einladungsschreiben ist darauf hinzuweisen. 

 

13) Von jeder Mitgliederversammlung ist ein Protokoll anzufertigen, das in Textform an alle 
Mitglieder verschickt wird. Das Protokoll ist von der Versammlungsleitung und der 
Protokollführung zu unterzeichnen. Es muss folgende Informationen enthalten: 

 

a) Ort und Zeit der Versammlung; 

b)  Anzahl, Namen der erschienenen Mitglieder und ihrer Vertreter*innen; 

c)  die Tagesordnung der Versammlung; 

d)  Name der Versammlungsleitung und der Protokollführung; 

e) Feststellung der ordnungsgemäßen Einberufung und Beschlussfähigkeit; 

f)  die gestellten Anträge, das Abstimmungsergebnis (Zahl der Ja-Stimmen, Zahl der 
Nein-Stimmen, Enthaltungen, ungültige Stimmen), die Art der Abstimmung; 

g)  Satzungs- und Zweckänderungsanträge, Beschlüsse, die aufzunehmen sind. 
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§ 7 Vorstand 

1) Dem Vorstand obliegt die Führung der laufenden Geschäfte des Vereins. Er ist für alle 
Vereinsangelegenheiten zuständig, soweit diese nicht durch die Satzung oder laut Gesetz 
der Mitgliederversammlung zugewiesen sind. Er hat insbesondere folgende Aufgaben: 

 

a) Vorbereitung und Einberufung der Mitgliederversammlungen und 
Aufstellung der Tagesordnung; 

b) Leitung und Durchführung der Mitgliederversammlung; 

c) Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung; 

d) Aufstellung des Haushaltsplanes für jedes Geschäftsjahr; 

e) Buchführung, Erstellung des Tätigkeits- und Kassenberichts; 

f)  Verwaltung des Vereinsvermögens; 

g)  Aufnahme von Mitgliedern; 

h) Besetzung von Gremien; 

i) Mitgliedschaft in anderen Organisationen; 

j)  Abschluss und Kündigung von Arbeitsverträgen; 

k) regelmäßige Berichterstattung an die Mitglieder. 

 

2) Der Vorstand soll aus mindestens fünf bis maximal elf Mitgliedern bestehen. Den 
vertretungsberechtigten Vorstand bilden zwei Vorsitzende und zwei stellvertretende 
Vorsitzende im Sinne von § 26 BGB (Vertretungsvorstand). Der Verein wird gerichtlich und 
außergerichtlich durch zwei Mitglieder des Vertretungsvorstands gemeinsam vertreten. 
Vorstandsmitglieder können nur natürliche Personen, also auch die Vertreter*innen der 
juristischen Personen, werden, die ordentliche Mitglieder vertreten oder selbst 
außerordentliche Mitglieder sind. Die Mitglieder des Vorstands sollen nach Möglichkeit 
diverse Aspekte der verschiedenen Mitgliederfestivals durch ihre Vertretung abdecken: 
Internationale, überregionale und regionale Festivals, unterschiedliche Genres und 
Ausrichtungen der Festivals sind bei der Besetzung zu berücksichtigen. 

 
a) Dem Vertretungsvorstand müssen Personen unterschiedlicher 

Geschlechtszugehörigkeiten angehören. 

b) Die Mitglieder des Vertretungsvorstand können für maximal zwei aufeinander-
folgende Amtsperioden gewählt werden. 

c) Aufgaben sollen turnusmäßig im Vorstand benannt und verbindlich besetzt 
werden. 
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3) Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf zwei Jahre gewählt. Die 
Vorstandsmitglieder bleiben auch nach dem Ablauf ihrer Amtszeit bis zur Wiederwahl 
oder Neuwahl ihrer Nachfolger*innen im Amt. Scheidet ein Vorstandsmitglied vorzeitig 
aus, so kann der Vorstand für die Restlaufzeit eine Person aus dem Mitgliederkreis 
berufen. Für die betreffende Position ist bei der nächsten ordentlichen 
Mitgliederversammlung eine Nachwahl erforderlich. 

4) Für die Wahl gelten folgende Maßgaben: 

a) Die Mitglieder des Vertretungsvorstandes werden einzeln gewählt. 

b) Eine Blockwahl ist möglich, wenn die Mitgliederversammlung dies mit einfacher 
Mehrheit beschließt. 

c)  Es gilt der*die Kandidat*in als gewählt, welche*r die absolute Mehrheit der 
Stimmen erhält. Stimmenthaltungen werden nicht gezählt. 

 
d) Bei Stimmengleichheit gibt es eine Stichwahl. Bei erneuter Stimmengleichheit 

entscheidet die Versammlungsleitung durch Ziehung eines Loses. 
 
e) Die Wahl der weiteren Vorstandsmitglieder findet als Zustimmungswahl statt. Die 

Anzahl der Stimmen richtet sich an der Anzahl der zu wählenden 
Vorstandsmitglieder. Zwischen den Kandidat*innen, die keine absolute Mehrheit 
der Stimmen erhalten haben, findet eine Stichwahl statt. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet die Versammlungsleitung durch Ziehung eines Loses.  

 

5) Außer durch Rücktritt erlischt das Amt eines Vorstandsmitglieds durch Abwahl, mit dem 
Ausschluss aus dem Verein, durch Amtsenthebung oder Tod. Die Mitgliederversammlung 
kann bei groben Verstößen gegen die Vereinsinteressen jederzeit einzelne oder alle 
Vorstände mit Zwei-Drittel-Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder 
ihres Amtes entheben. Die Beschlussfassung ist mit der Einladung zur 
Mitgliederversammlung in Textform anzukündigen. Vorstandsmitglieder können 
jederzeit mit Begründung in Textform ihren Rücktritt gegenüber einem Mitglied des 
Vorstands erklären. 

 



 

10 
 

 

6) Der Vorstand gibt sich eine Geschäftsordnung und soll mindestens einmal im Monat eine 
Sitzung einberufen. Die Einberufung kann in Textform durch jedes Vorstandsmitglied 
erfolgen. Die Einberufungsfrist beträgt eine Woche. Von der Einberufung kann abgesehen 
werden, wenn alle Vorstandsmitglieder zustimmen. Die Sitzungen können auch 
telefonisch oder online erfolgen. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei 
Mitglieder des Vertretungsvorstands und mindestens ein Drittel der weiteren Vorstände 
vertreten sind. Darüber hinaus können Entscheidungen im schriftlichen Umlaufverfahren 
getroffen werden. Über Entscheidungen und Inhalte ist ein Protokoll zu führen. 

7) Satzungsänderungen, die von Aufsichts-, Gerichts- und Finanzbehörden aus formalen 
Gründen verlangt werden, kann der Vorstand eigenständig vornehmen. Die Mitglieder 
sind über diese Schritte umgehend zu informieren. 

8) Der Vorstand kann eine*n Steuerberater*in/Wirtschaftsprüfer*in mit der Buchführung, 
der Erstellung des Kassenberichtes und der Kassenprüfung beauftragen. Die Rechte und 
Pflichten der von der Mitgliederversammlung gewählten Kassenprüfer*innen bleiben 
davon unberührt. 

9) An die Vorstandsmitglieder kann eine Aufwandsentschädigung im Rahmen des § 3 Nr. 26a 
EStG und – sofern eine Tätigkeit außerhalb der Vorstandsaufgaben zugrunde liegt – nach 
§ 3 Nr. 26 EStG gezahlt werden. Darüber hinaus kann die Mitgliederversammlung 
beschließen, dass Vorstandsämter im Rahmen der finanziellen Möglichkeiten des Vereins 
entgeltlich im Rahmen eines Dienstvertrags ausgeübt werden können. Der Beschluss der 
Mitgliederversammlung soll den Höchstbetrag der Vergütung festlegen. Die Vergütung 
darf im Verhältnis zur Tätigkeit und dem mit der Tätigkeit verbundenen zeitlichen 
Aufwand nicht unangemessen hoch sein. 

§ 8 Besondere Vertretung 
 

1) Der Vorstand kann zur Führung der laufenden Geschäfte des Vereins eine 
Geschäftsführung als besondere Vertretung gemäß § 30 BGB bestellen. Diese darf nicht 
Mitglied des Vorstands sein. 

  
2)   Der Umfang der Geschäftsführungs- und Vertretungsbefugnis wird zwischen Vorstand 

und Geschäftsführung schriftlich geregelt. Im Rahmen der finanziellen Möglichkeiten des 
Vereins kann die Geschäftsführung entgeltlich auf der Grundlage eines Dienstvertrages 
oder gegen Zahlung einer Aufwandsentschädigung nach § 3 Nr. 26a EStG ausgeübt 
werden. Die Entgelte dürfen nicht unangemessen hoch sein. 

  
3)   Der Vorstand bestellt und entlässt die besondere Vertretung. 
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§ 9 Regionalvertretungen 

Aufgrund der bundesweiten Mitgliedschaft der AG Filmfestival gibt es die Möglichkeit für 

die Gründung von Regionalvertretungen. Die Regionalvertretungen sind nicht zwingend 

an einzelne Bundesländer gebunden, sondern können auch durch den Zusammenschluss 

mehrerer Mitglieder in einer umfassenderen Region oder bundesländerübergreifend 

gegründet werden. 

Die Regionalvertretungen agieren kommunikativ auf Kommunal- und Landesebene mit 

Partner*innen und politischen Vertreter*innen. Sie bieten darüber hinaus die Möglichkeit 

einer regionalen Vernetzung der Festivalmacher*innen und des praktischen 

Erfahrungsaustausches. Im Folgenden werden die Rechte und Pflichten definiert: 

1) Die Mitglieder des Vereins haben die Möglichkeit, Regionalvertretungen, ohne eigene 

Rechtspersönlichkeit, zu bilden, wenn sich mindestens 5 Mitglieder in einer Region zur 

Gründung zusammenfinden. Die Gründung einer Regionalvertretung bedarf der 

Zustimmung des Vorstands des Vereins. Der Vorstand berücksichtigt die Interessen 

bestehender Regionalstrukturen. 

 

2) Die Regionalvertretungen werden durch zwei Regionalsprecher*innen vertreten, die 

jeweils für zwei Jahre von den Mitgliedern der jeweiligen Regionalvertretung gewählt 

werden. Kommt keine Wahl zustande, können die Regionalsprecher*innen per Vorschlag 

ersatzweise durch den Vorstand des Vereins berufen werden. Tritt ein*e 

Regionalsprecher*in zurück oder wird ein*e Regionalsprecher*in abberufen, kann der 

Vorstand des Vereins bis zu einer Neuwahl eine*n Interims-Regionalsprecher*in berufen. 

 
3) In den jeweiligen Regionen soll eine regelmäßige Verbandstätigkeit, insbesondere im 

Rahmen von Veranstaltungen, Treffen und Versammlungen stattfinden. 

 

4) Die Aufgaben der Regionalsprecher*innen sind: 

a) Organisation und Durchführung regelmäßiger Versammlungen in der Region; 

b) Organisation und Durchführung von Informationsveranstaltungen; 

c) Ansprechpartner*innen für Mitglieder in der Region;  
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5) Regionalsprecher*innen haben bei der Ausübung ihres Amtes die Interessen des Vereins 

und die Erfüllung seiner satzungsgemäßen Zwecke zu berücksichtigen. Bei Verstößen 

gegen die Interessen des Vereins sowie auf Antrag von Mitgliedern der Region können 

Regionalsprecher*innen vom Vorstand des Vereins abberufen werden. 

6) Für die Einladung zur Wahl der Regionalsprecher*innen gilt § 6 Abs. 2 entsprechend. Die 

Regionalversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen 

Stimmberechtigten beschlussfähig. Es entscheidet die einfache Stimmenmehrheit der 

gültig abgegebenen Stimmen der Regionalmitglieder. Für die Beschlussfassung gelten die 

Bestimmungen des § 6 Abs. 3, 8 und 10 entsprechend. 

7) Jede Regionalvertretung kann ein Budget erhalten. Die Höhe des jährlichen 

Regionalbudgets wird vom Vorstand, unter Berücksichtigung der Haushaltslage, der 

Mitgliederanzahl der Region sowie nach dem Umfang der Aktivitäten in der jeweiligen 

Region nach billigem Ermessen bestimmt. Das Einwerben von Drittmitteln ist für die 

Regionalvertretungen möglich. 

8) Einmal im Jahr soll eine gemeinsame Versammlung des Vorstands mit den 

Regionalsprecher*innen stattfinden. 

 

 § 10 Auflösung des Vereins 
  

1) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer zu diesem Zweck einberufenen 
Mitgliederversammlung mit der in § 6 Abs. 12 geregelten Stimmenmehrheit beschlossen 
werden. 

 
2) Sofern die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, erfolgt die Liquidation 

durch den Vorstand. Dies gilt entsprechend für den Fall, dass der Verein aus einem 
anderen Grund aufgelöst wird oder seine Rechtsfähigkeit verliert. 

 
3) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke 

fällt das Vermögen des Vereins an eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder 
eine andere steuerbegünstigte Körperschaft zwecks Verwendung für die Förderung von 
Kunst und Kultur. 
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§ 11 Errichtung des Vereins 
 

1) Die Satzung wurde in der Gründungsversammlung vom 12. Juli 2024 in Kassel 
beschlossen. 
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